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PRÄVENTION WIRKSAM PLANEN

Von der Maßnahme zur  
Strategie
Primärprävention Lebenswelt übergreifend  
in kommunale Strukturen integrieren

Katharina Hepke & Frederike Guggemos
Gute Präventionsprogramme sind vorhanden – aber ihre Wirkung bleibt flächen-
deckend hinter dem Möglichen zurück. Dieser Beitrag zeigt, warum isolierte Pro-
grammumsetzung nicht ausreicht und unter welchen strukturellen Bedingungen 
evidenzbasierte Primärprävention nachhaltig in kommunale Präventionsketten in-
tegriert werden kann. Auf Basis von Implementationswissenschaft und eigenen 
Praxiserfahrungen aus dem vom BMJV geförderten Projekt „Integration von Pa-
pilio in kommunale Präventionsstrategien – Chancengerechtigkeit fördern“ wer-
den fünf Gelingensbedingungen beschrieben und Handlungsempfehlungen für 
Kommunen abgeleitet.

Einleitung: Das Wirksamkeits-
paradox der Prävention

Gute Präventionsprogramme gibt 
es viele. Die wissenschaftliche Evi-
denz für sozial-emotionale Lernpro-
gramme in frühen Lebensphasen ist 
robust: Kinder, die früh in ihrer Emo-
tionsregulation, Impulskontrolle und 
sozialen Kompetenz gestärkt wer-
den, zeigen langfristig deutlich sel-
tener suchtbezogenes, gewalttäti-
ges oder delinquentes Verhalten (vgl. 
Durlak et al., 2011; Lösel & Beelmann, 
2003). Dennoch bleibt die flächende-
ckende präventive Wirkung weit hin-
ter dem Möglichen zurück.Woran liegt 
das? Der Grund liegt selten an der fach-
lichen Qualität der Programme selbst. 
Das Problem sitzt tiefer: in der Art, wie 
Prävention strukturell verankert wird 
– oder eben nicht. Lehrkräfte, die ein 
Programm aus eigenem Antrieb ein-
führen; Kitas, die auf Initiative enga-
gierter Träger mitmachen; Projekte, 
die mit Fördermitteln beginnen und 
mit ihnen enden. Dieses additive, punk-
tuelle Vorgehen ist in Deutschland 
nach wie vor weit verbreitet. Präven-
tion wird als Maßnahme verstanden, 
statt als Strategie.

Was fehlt, ist Prävention als kom-
munale Daueraufgabe. Nicht welche 
Programme wirken – sondern unter 
welchen Bedingungen sie nachhaltig 
verankert werden können. Das ist die 

Frage, die dieser Beitrag stellt. Ant-
worten liefern die Implementations-
wissenschaft und eigene Erfahrungen 
aus dem von der Stiftung Deutsches 
Forum für Kriminalprävention (DFK) in-
itiierten und vom Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV) geförderten Projekt „Integra-
tion von Papilio in kommunale Präven-
tionsstrategien – Chancengerechtig-
keit fördern“.

Rechtlicher Rahmen und kom-
munale Umsetzungswirklichkeit

Frühe Prävention ist in Deutschland 
eine Querschnittsaufgabe und damit in 
gewisser Weise eine Aufgabe ohne Ad-
resse. Die operative Zuständigkeit liegt 
bei den Kommunen, aber welches Res-
sort federführend ist, bleibt oft un-
geklärt. Jugendamt, Gesundheitsamt, 
Schulverwaltung: Jedes Ressort kann zu-
ständig sein und verweist im Zweifels-
fall auf das jeweils andere. In der Praxis 
bedeutet das: Das Thema bleibt liegen.

Dabei bietet das Sozialgesetzbuch 
durchaus Hebel. § 20a SGB V verpflich-
tet die gesetzlichen Krankenkassen 
zur Förderung von Gesundheitsför-
derungsmaßnahmen in Lebenswelten 
– und zu diesen Lebenswelten zählen 
ausdrücklich Kitas, Schulen und die 
Kommunen selbst. Auch das SGB VIII 
(Kinder- und Jugendhilfe) eröffnet im 
frühkindlichen Bereich Spielräume. In 

der kommunalen Praxis werden die-
se Grundlagen jedoch selten systema-
tisch genutzt. Es fehlt die Kapazität 
ressortübergreifende Finanzierungs-
modelle aktiv zu verhandeln.

Die rechtlichen Möglichkeiten sind 
also vorhanden, ihre Aktivierung ist je-
doch aufwändig. Krankenkassen müs-
sen angesprochen, interne Zustän-
digkeiten geklärt, Ko-Finanzierungen 
mühsam zusammengeführt werden. 
Das übersteigt oft die Kapazitäten 
kommunaler Verwaltungen. Genau hier 
können externe Förderungen eine ka-
talytische Rolle übernehmen. Diese 
schaffen nicht nur eine Anschubfinan-
zierung, sondern auch Sichtbarkeit 
und Legitimation für kommunale Ak-
teur:innen, die intern für ressortüber-
greifende Prävention eintreten.

Das Konzept der Präventions-
kette

Eine Präventionskette beschreibt 
einen einfachen Gedanken: Präventi-
on funktioniert nicht als Aneinander-
reihung von Einzelangeboten, sondern 
als durchgängige Begleitung über Le-
bensphasen hinweg. Eine Präventions-
kette denkt alle Menschen in der Kom-
mune mit – unabhängig von Alter oder 
Lebensphase, von der frühen Kindheit 
über Bildung, Beruf und Mobilität bis 
ins Alter. Lebenswelten und Übergän-
ge werden systematisch mitgedacht, 
Zuständigkeiten geklärt, Lücken ge-
schlossen.

Für die Primärprävention ist dieser 
Kettengedanke besonders bedeutsam. 
Sozial-emotionale Kompetenzen ent-
wickeln sich nicht additiv nebeneinan-
der, sondern aufeinander aufbauend. 
Jede Lebensphase schafft die Voraus-
setzungen für die nächste (vgl. Heck-
man, 2006). Was in der Krippe grund-
gelegt wird, baut sich in der Kita aus 
und schafft die Basis für das, was in der 
Grundschule möglich ist. Wer in diesen 
frühen Phasen Lebenswelt übergrei-
fend fördert, reduziert nachweislich 
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das Risiko für spätere Suchtentwick-
lung, Gewaltverhalten und Delinquenz 
(vgl. Durlak et al., 2011; Lösel & Beel-
mann, 2003).

Papilio bildet diesen Abschnitt von 
null bis neun Jahren programmatisch 
ab. Papilio-U3 für Krippen, Papilio-3bis6 
für Kitas und Papilio-6bis9 für Grund-
schulen sind aufeinander abgestimmt 
und wissenschaftlich evaluiert. Ob diese 
Reichweite in echte präventive Wirkung 
mündet, hängt aber nicht allein von den 
Programmen ab, sondern davon, ob es 
als Teil einer kommunalen Präventions-
kette getragen wird oder isoliert bleibt.

Gelingensbedingungen: Was Im-
plementationsforschung und 
Praxiserfahrung lehren

Scheithauer (2012) hat in seiner Ex-
pertise belegt, was viele Praktikerinnen 
und Praktiker schon lange spüren: Die 
Wirkung eines Programms hängt zu ei-
nem erheblichen Teil von der Qualität 
seiner Implementierung ab – nicht al-
lein von seinem fachlichen Inhalt. Dur-
lak und DuPre (2008) konnten zeigen, 
dass Programme unter optimalen Im-
plementierungsbedingungen bis zu 
dreimal wirkungsvoller sind als unter 
schlechten. Die Frage „Wirkt das Pro-
gramm?“ ist damit erst dann seriös be-
antwortbar, wenn man weiß, unter wel-
chen Bedingungen es umgesetzt wird.

Im DFK-initiierten und vom BMJV fi-
nanzierten Projekt „Integration von Pa-
pilio in kommunale Präventionsstrate-
gien – Chancengerechtigkeit fördern“ 
wurden über mehrere Monate kom-
munale Strukturen systematisch ana-
lysiert und Implementierungsprozesse 
in einer Vielzahl von Kommunen beglei-
tet – in kreisfreien Städten und Land-
kreisen, ost- und westdeutschen Regi-
onen. Was dabei sichtbar wurde, deckt 
sich in hohem Maß mit dem, was die 
internationale Forschung beschreibt. 
Fünf Gelingensbedingungen traten be-
sonders deutlich hervor.

Administrative Verankerung als 
Voraussetzung

Ohne institutionelle Heimat kein 
struktureller Wandel – das ist die viel-
leicht nüchternste, aber zentrale Er-
kenntnis aus dem Projekt. Dort, wo 
engagierte Einzelpersonen das The-
ma ohne institutionelle Rückbindung 
vorantrieben, bleiben Prozesse fra-
gil. Sobald Leitungsebenen eingebun-
den wurden und ein federführendes 

Referat Verantwortung übernahm, 
veränderte sich das Tempo merklich. 
Kommunen, die frühzeitig politische 
Entscheidungsträger:innen einbezo-
gen und Prävention formal als Verwal-
tungsauftrag verankerten, gelangten 
deutlich zügiger zu verbindlichen Ent-
scheidungen und hielten sie auch auf-
recht.

Handlungsempfehlung: Präven-
tion politisch beschließen. Fach-
liches Wohlwollen reicht nicht. 
Ohne formalen Beschluss auf Lei-
tungs- und politischer Ebene bleibt 
Prävention strukturell marginal. 
Die Entscheidung für eine kommu-
nale Präventionskette und die Pro-
gramme darin, sollte ressortüber-
greifend getragen und nach außen 
sichtbar werden.

Ressortübergreifende Träger-
schaft erhöht Nachhaltigkeit

Frühprävention berührt mindes-
tens drei Ressorts: Jugendhilfe, Bil-
dung und Gesundheit. Wer Präven-
tion nur in einem davon verankert, 
baut auf schwankendem Grund – ein 
Personalwechsel, ein Haushaltsvorbe-
halt, eine veränderte politische Priori-
tät genügen, um Jahre des Mühens zu 
gefährden. Kommunen, denen es ge-
lang, Jugendamt, Gesundheitsamt und 
Bildungsverantwortliche als gleichbe-
rechtigte Mitträger:innen zu gewin-
nen, waren deutlich belastbarer. Die 
Trägerschaft wurde breiter – und da-
mit auch das Commitment. Entschei-
dend bleibt dabei eine klare Hauptver-
antwortlichkeit: Ressortübergreifend 
darf nicht bedeuten, dass am Ende nie-
mand zuständig ist.

Handlungsempfehlung: Res-
sortübergreifende Steuerungs-
struktur einrichten. Eine feste 
Kooperationsrunde aus beispiels-
weise Jugend, Gesundheit und Bil-
dung schafft geteilte Verantwor-
tung – und verhindert, dass ein 
Personalwechsel das ganze Vorha-
ben zum Stillstand bringt.

§ 20a SGB V: Finanzierungsrah-
men als Hebel und Hürde

Wo Kommunen § 20a SGB V frühzei-
tig in ihre Planung einbezogen haben, 

eröffneten sich Finanzierungsperspek-
tiven, die ohne diese Grundlage nicht 
möglich gewesen wären. Die gesetzli-
che Verpflichtung der Krankenkassen 
zur Prävention und Gesundheitsförde-
rung in Lebenswelten – Kitas, Schulen 
und ausdrücklich die Kommunen selbst 
– bietet eine belastbare rechtliche Ba-
sis. In der Praxis zeigt sich jedoch: An-
tragsverfahren können zeitintensiv 
sein und verlaufen regional sehr un-
terschiedlich erfolgreich. Ohne Über-
brückungsfinanzierung stocken kom-
munale Prozesse – mitunter so lange, 
dass politischer Wille erlahmt. Hier 
liegt eine strukturelle Lücke, die bei-
spielsweise übergeordnete Förderpro-
gramme auf Landes- oder Bundesebe-
ne schließen könnten.

Handlungsempfehlung: § 20a 
SGB V frühzeitig in die Planung 
einbeziehen. Die Kommunen 
selbst sind eine anerkannte Le-
benswelt im Sinne des § 20a SGB V. 
Dieser Fördertatbestand sollte ak-
tiv mit Krankenkassen verhandelt 
werden – mit realistischer Zeitpla-
nung und, wenn nötig, Unterstüt-
zung durch erfahrene Programm-
anbieter.

Personelle Kapazitäten als be-
grenzender Faktor

„Kapazität“ ist das Wort, das in na-
hezu jedem kommunalen Gespräch im 
Projekt fiel. Viele Kommunen signali-
sierten fachliches Interesse, konnten 
aber schlicht keinen strukturentwi-
ckelnden Prozess aktiv initiieren. Der 
Befund ist eindeutig: Strukturentwick-
lung scheitert in der Prävention selten 
an mangelnder Evidenz oder fehlender 
politischer Zustimmung – sondern an 
administrativer Überlastung. Wer er-
wartet, dass Kommunen den Imple-
mentierungsprozess eigenständig 
steuern, unterschätzt die strukturel-
le Realität kommunaler Verwaltungen. 
Aktive Begleitung schon in der Anbah-
nungsphase ist keine Serviceleistung – 
sie ist Voraussetzung.

Handlungsempfehlung: Imple-
mentierungskapazität einpla-
nen, nicht voraussetzen. Eine 
begleitete Einführungsphase ist 
kein Luxus. Prävention als Strate-
gie bindet anfänglich Ressourcen 
– und spart sie langfristig.
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Multiplikator:innenstruktur als 
Nachhaltigkeitsbedingung

Präventionsprogramme, die auf 
dauerhafte externe Begleitung ange-
wiesen sind, haben ein Ablaufdatum. 
Sobald Fördermittel enden oder ex-
terne Anbieter:innen ausscheiden, 
erodiert das Angebot. Der Ausweg: 
kommunale Multiplikator:innen – Fach-
personen aus Kita-Fachberatungen, Bil-
dungsbüros oder vergleichbaren Stel-
len – die das Programm dauerhaft in 
der Kommune verankern. Papilio setzt 
hierfür auf ein Train-the-Trainer-Kon-
zept: Qualifizierte kommunale Multi-
plikator:innen übernehmen die fachli-
che Steuerung eigenständig. Wo dieser 
Schritt nicht möglich ist – weil Stellen 
fehlten oder nicht freigegeben wur-
den – kann nur schwer eine tragfähi-
ge Implementierungsperspektive ent-
wickelt werden.

Handlungsempfehlung: Kom-
munale Multiplikator:innens-
telle schaffen. Eine qualifizierte 
Trainer:innenstelle ist das bewähr-
teste Modell für Nachhaltigkeit. Sie 
reduziert Abhängigkeiten, sichert 
Qualität und macht die Kommune 
langfristig handlungsfähig.

Fazit: Prävention als kommuna-
le Gestaltungsaufgabe

Primärprävention entfaltet ihre Wir-
kung nicht durch das Aufhäufen von 
Einzelmaßnahmen, sondern durch sys-
temische Verankerung. Wie evidenzba-
sierte Programme dabei nachhaltig in 
kommunale Strukturen integriert wer-
den können, ist letztlich keine Fach-
frage: Sie ist strukturpolitisch. Wenn 
Zuständigkeiten klar sind, Ressorts ko-
operieren, die Finanzierung gesichert 
ist und eine Multiplikator:innenstruk-
tur etabliert ist, dann wirken Program-
me – und zwar nachhaltig.

Das bedeutet nicht, dass die Pro-
grammqualität irrelevant ist. Statt-
dessen stellt sie eine notwendige 
Bedingung für erfolgreiche Präventi-
onsarbeit dar. Nicht jedes Angebot, das 
sich als „Prävention“ bezeichnet, ist tat-
sächlich wirksam und eine strategische 
Umsetzung ggf. sogar schädlich. Kom-
munen sollten auf geprüfte, zertifizier-
te Programme gemäß Wegweiser Grüne 
Liste und Grüner Liste Prävention setzen. 
Damit Kinder und Jugendliche tatsäch-
lich von der vollen Wirkung profitieren,  
sollte auf eine systematische Qualitäts-
sicherung geachtet werden.

Kommunen, die diesen Weg gehen, 
investieren zunächst in Strukturen 

– und als Folge in die Zukunft ihrer 
Kinder. Nicht das nächste Programm 
macht den Unterschied, sondern die 
strategische Entscheidung, Präventi-
on als kommunale Daueraufgabe zu be-
greifen. Wo diese Entscheidung fällt, 
und die beschriebenen Bedingungen 
erfüllt sind, entstehen tragfähige Bil-
dungs- und Präventionsketten: Und da-
mit Wirkung, die über einzelne Förder-
perioden hinausreicht.

Katharina Hepke ist Co-Geschäftsführerin und Frederike 
Guggemos Lead des Kommunen Managements der Papilio 
gGmbH, Augsburg. 

Kontakt: frederike.guggemos@papilio.de
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